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<RepeatBlock-Amend><Amend>Änderungsantrag		<NumAm>1</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Charles Goerens, Loránt Vincze, Sabine Verheyen, Nikolas Farantouris, Reinier Van Lanschot, Gabriele Bischoff</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Bezugsvermerk 6 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	–	unter Hinweis auf die Aussprache des Ausschusses für konstitutionelle Fragen mit europäischen politischen Stiftungen und institutionellen Interessenträgern am 18. März 2026,


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>2</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Christine Anderson, Alexander Sell</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Erwägung A</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	A.	in der Erwägung, dass starke politische Parteien und Stiftungen auf EU-Ebene für die Entwicklung eines wahrhaft europäischen öffentlichen Raums von erheblicher Bedeutung sind;
	A.	in der Erwägung, dass starke politische Parteien und Stiftungen auf Unionsebene die Entwicklung eines pluralistischen europäischen öffentlichen Raums fördern; in der Erwägung, dass sie gemäß Artikel 10 Absatz 4 EUV zur Herausbildung eines europäischen politischen Bewusstseins und zum Ausdruck des Willens der Bürgerinnen und Bürger beitragen, in der Erwägung, dass bei der Gewährung von EU-Mitteln der politische Pluralismus geachtet werden muss und benachteiligte politische Akteure aufgrund ideologischer Angleichung weder begünstigt noch benachteiligt werden dürfen,


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>3</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Christine Anderson, Alexander Sell</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Erwägung A a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	Aa.	in der Erwägung, dass in Artikel 2 EUV die Werte festgelegt sind, auf die sich die Union gründet, dieser Artikel jedoch kein Mandat für ideologische Vereinheitlichung oder politische Konditionalität darstellt, das über das im Unionsrecht festgelegte hinausgeht; in der Erwägung, dass die Anwendung der Fördervorschriften von Neutralität, Objektivität und klaren rechtlichen Kriterien getragen sein muss,


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>4</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Patryk Jaki</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Erwägung D a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	Da.	in der Erwägung, dass der Haushalt nicht aufgestockt wurde, während Stiftungen weiterhin mit einer Indexierung der Gehälter und hohen Inflationsraten konfrontiert sind;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>5</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Juan Carlos Girauta Vidal, Marieke Ehlers, Jean-Paul Garraud, Alexandre Varaut, Ernő Schaller-Baross</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Erwägung E a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	Ea.	betont, dass der Verweis auf die Werte in Artikel 2 des Vertrags über die Europäische Union sehr weit formuliert ist, wodurch potenziell umfangreiche oder politisch motivierte Auslegungen durch die Unionsorgane möglich sind; beharrt darauf, dass sensible gesellschaftliche Fragen – insbesondere im Zusammenhang mit der Würde, dem Status von Personen, der Migration oder Gender-Ideologie – vorrangig der demokratischen Debatte auf Ebene der Mitgliedstaaten unterliegen und nicht im Rahmen verwaltungsrechtlicher Auslegungen neu definiert werden dürfen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>6</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Christine Anderson, Alexander Sell</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Erwägung I</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	I.	in der Erwägung, dass europäische politische Stiftungen ein integraler Bestandteil der demokratischen Architektur der EU sind, zumal sie die politische Debatte, die Politikgestaltung, Forschung, Weiterbildung und bürgerschaftliches Engagement auf EU- und nationaler Ebene fördern;
	I.	in der Erwägung, dass europäische politische Stiftungen durch Forschung, Bildung und Dialog zur europäischen politischen Debatte beitragen; in der Erwägung, dass sie an politische Parteien angegliedert bleiben und keine öffentlichen Stellen sind;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>7</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Christine Anderson, Alexander Sell</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Erwägung K</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	K.	in der Erwägung, dass die Durchführung der Verordnung vor dem Hintergrund einer tiefgreifenden geopolitischen Instabilität erfolgt, die durch verstärkten strategischen Wettbewerb, hybride Bedrohungen, Desinformation, technologische Umwälzungen, den Klimawandel und langfristige sozioökonomische Veränderungen gekennzeichnet ist;
	K.	in der Erwägung, dass die Durchführung der Verordnung vor dem Hintergrund einer tiefgreifenden geopolitischen Instabilität erfolgt, die durch verstärkten strategischen Wettbewerb, hybride Bedrohungen, Desinformation, technologische Umwälzungen, den Klimawandel und langfristige sozioökonomische Veränderungen gekennzeichnet ist; in der Erwägung, dass Verweise auf hybride Bedrohungen, Desinformation und geopolitischen Wettbewerb nicht dazu genutzt werden dürfen, die Ausweitung der Unionsfinanzierung oder Kompetenzen der Union zu rechtfertigen, die über das hinausgehen, was in den Verträgen festgelegt ist;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>8</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Christine Anderson, Alexander Sell</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Erwägung L</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	L.	in der Erwägung, dass die EU aufgrund dieser Entwicklungen ihre Kapazitäten für strategische Vorausschau, vorausschauende Governance und langfristige politische Planung ausbauen muss, um sich wirksam auf die Herausforderungen in der Zeit bis 2040 und darüber hinaus vorzubereiten;
	L.	in der Erwägung, dass langfristige politische Planung und demokratische Debatten eine wesentliche Rolle bei der Bewältigung zukünftiger Herausforderungen spielen; in der Erwägung, dass dies vorrangig die Aufgabe der Unionsorgane und der Mitgliedstaaten in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich bleibt;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>9</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Christine Anderson, Alexander Sell</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Erwägung N a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	Na.	in der Erwägung, dass die Gewährung von EU-Mitteln von einheitlichen Standards in den Bereichen Transparenz, Rechenschaftspflicht und Verhältnismäßigkeit im Hinblick auf vergleichbare Begünstigte abhängig gemacht werden sollte; in der Erwägung, dass Unterschiede bei Anforderungen an Berichterstattung, Rechnungsprüfung und Einhaltung der Vorschriften zwischen europäischen politischen Stiftungen und anderen durch EU-Mittel finanzierten Stellen – einschließlich nichtstaatlichen Organisationen – im Einklang mit dem Grundsatz der Gleichbehandlung objektiv gerechtfertigt und verhältnismäßig sein sollten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>10</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Charles Goerens, Loránt Vincze, Sabine Verheyen, Nikolas Farantouris, Reinier Van Lanschot, Gabriele Bischoff</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Erwägung N a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	Na.	in der Erwägung, dass politische Stiftungen über einen unverhältnismäßigen Regelungsaufwand klagen und eine Vereinfachung der regulatorischen Anforderungen – einschließlich der Anforderungen an Berichterstattung und Transparenz – gefordert haben;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>11</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Gheorghe Piperea</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Erwägung N a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	Na.	in der Erwägung, dass die öffentlichen Mittel, die europäischen Parteien und Stiftungen zugewiesen werden, nicht zentralisiert sind und nicht zentral und zugänglich offengelegt werden;


Or. <Original>{RO}ro</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>12</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Gheorghe Piperea</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Erwägung N b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	Nb.	in der Erwägung, dass die Behörde einen unabhängigen Status besitzt und die Aufgabe hat, die Anwendung der Verordnung (EU) 2025/2445 über das Statut und die Finanzierung europäischer politischer Parteien und europäischer politischer Stiftungen zu überwachen und somit die Transparenz der Finanzierung europäischer Parteien und europäischer Stiftungen sicherzustellen;


Or. <Original>{RO}ro</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>13</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Patryk Jaki</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 2</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	2.	stellt fest, dass die Verordnung in einigen Bereichen für mehr Rechtsklarheit gesorgt hat, insbesondere in Bezug auf gemeinsame europäische politische Tätigkeiten, Transparenzanforderungen und Schutzmaßnahmen gegen Einflussnahme aus dem Ausland;
	2.	stellt fest, dass die Verordnung in einigen Bereichen für mehr Rechtsklarheit gesorgt hat, insbesondere in Bezug auf gemeinsame europäische politische Tätigkeiten, Transparenzanforderungen und Schutzmaßnahmen gegen Einflussnahme aus dem Ausland, und selbst generierte Mittel explizit als Einkommenskategorie anerkannt hat; stellt jedoch fest, dass sich gleichzeitig die Rechtssicherheit insofern verringert hat, als Verweise auf die Wahrung der in Artikel 2 EUV verankerten Werte eingeführt wurden, ohne hinreichend klare und objektive Kriterien für ihre Beurteilung festzulegen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>14</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Charles Goerens, Loránt Vincze, Sabine Verheyen, Nikolas Farantouris, Reinier Van Lanschot, Gabriele Bischoff</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Unterabsatz 3 – Unterabsatz 1 (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	nimmt mit Besorgnis die Berichte von Stiftungen über einen unverhältnismäßigen Regelungsaufwand zur Kenntnis und verpflichtet sich, im Rahmen der bevorstehenden systematischen Bewertung weitere Untersuchungen durchzuführen und Folgemaßnahmen zu ergreifen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>15</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Juan Carlos Girauta Vidal, Marieke Ehlers, Jean-Paul Garraud, Alexandre Varaut, Ernő Schaller-Baross</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 3 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	3a.	betont, dass das Instrument für Korrekturmaßnahmen nützlich und erforderlich ist, um die ordnungsgemäße Durchführung der Verordnung sicherzustellen; bedauert, dass dieses gestrichen wurde und es in jüngster Zeit Tendenzen gibt, von diesem abzugehen oder seine Verwendung einzuschränken; fordert, dass dieses Instrument wieder eingeführt und in kohärenter und vorhersehbarer Weise angewendet wird;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>16</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Patryk Jaki</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 4</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	4.	nimmt die Rechtsunsicherheit und die operativen Zwänge zur Kenntnis, mit denen europäische politische Stiftungen nach wie vor konfrontiert sind, insbesondere in Bezug auf die Einstufung der zuschussfähigen Kosten, und ist der Ansicht, dass diese Fragen zeitnah geklärt werden müssen;
	4.	nimmt die Rechtsunsicherheit und die operativen Zwänge zur Kenntnis, mit denen europäische politische Stiftungen nach wie vor konfrontiert sind, insbesondere in Bezug auf die Einstufung von zuschussfähigen Kosten und gemeinsamen Veranstaltungen, und ist der Ansicht, dass diese Fragen zeitnah geklärt werden müssen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>17</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Patryk Jaki</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 7</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	7.	stellt fest, dass europäische politische Stiftungen angesichts ihrer erweiterten Zuständigkeiten die erforderlichen Finanzinstrumente und angemessene und beständige Ressourcen benötigen, um ihrer institutionellen Rolle in vollem Umfang gerecht zu werden, wobei auf den durch die Verordnung eingeführten Verbesserungen aufgebaut werden sollte;
	7.	stellt fest, dass europäische politische Stiftungen angesichts ihrer erweiterten Zuständigkeiten die erforderlichen Finanzinstrumente, klare Vorschriften und angemessene und beständige Ressourcen benötigen, um ihrer institutionellen Rolle in vollem Umfang gerecht zu werden, wobei auf den durch die Verordnung eingeführten Verbesserungen aufgebaut werden sollte;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>18</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Christine Anderson, Alexander Sell</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 8</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	8.	betont, dass dafür Sorge getragen werden muss, dass europäische politische Stiftungen einen soliden Rechtsrahmen und finanzielle Sicherheit haben; verpflichtet sich, mit den Stiftungen zusammenzuarbeiten, um diese Sicherheit so weit als möglich innerhalb des bestehenden Rahmens zu gewährleisten, insbesondere durch eine Überprüfung der Art und Weise, wie Stiftungen von ihren Mitgliedsorganisationen finanziell unterstützt werden; weist darauf hin, dass die Verordnung kein Verbot vorsieht, ein flexibles und beteiligungsbasiertes Modell anzuwenden, über das Mitgliedsorganisationen Mitgliedsbeiträge basierend darauf leisten, in welchem Ausmaß sie sich an gemeinsamen Tätigkeiten beteiligen; betont, dass die gemeinsamen Tätigkeiten an sich haushaltsneutral bleiben und keine die tatsächlich entstandenen Kosten übersteigenden Einnahmen für Stiftungen generieren sollten;
	8.	betont, dass dafür Sorge getragen werden muss, dass europäische politische Stiftungen einen soliden Rechtsrahmen und finanzielle Sicherheit haben; verpflichtet sich, mit den Stiftungen zusammenzuarbeiten, um diese Sicherheit so weit als möglich innerhalb des bestehenden Rahmens zu gewährleisten, insbesondere durch eine Überprüfung der Art und Weise, wie Stiftungen von ihren Mitgliedsorganisationen finanziell unterstützt werden; weist darauf hin, dass die Verordnung kein Verbot vorsieht, ein flexibles und beteiligungsbasiertes Modell anzuwenden, über das Mitgliedsorganisationen Mitgliedsbeiträge basierend darauf leisten, in welchem Ausmaß sie sich an gemeinsamen Tätigkeiten beteiligen; betont, dass die gemeinsamen Tätigkeiten an sich haushaltsneutral bleiben und keine die tatsächlich entstandenen Kosten übersteigenden Einnahmen für Stiftungen generieren sollten; betont, dass Verpflichtungen im Hinblick auf die Einhaltung von Vorschriften und die Berichterstattung bei allen vergleichbaren EU-Finanzierungsinstrumenten im Einklang mit dem Grundsatz der Gleichbehandlung verhältnismäßig und kohärent angewendet werden müssen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>19</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Charles Goerens, Loránt Vincze, Sabine Verheyen, Gabriele Bischoff</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Absatz 8 – Unterabsatz 1 (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	fordert europäische politische Stiftungen auf, die finanziellen Möglichkeiten im bestehenden Rahmen zu maximieren; betont, dass die Finanzierung europäischer politischer Stiftungen durch Eigenmittel der europäischen politischen Parteien derzeit gemäß Artikel 2 Absatz 10 der geltenden Verordnung gestattet ist; fordert europäische politische Parteien und Stiftungen auf, Vereinbarungen über eine Zusammenarbeit zu schließen, in deren Rahmen Stiftungen von Parteien für ihren Beitrag zu gemeinsamen Tätigkeiten entschädigt werden, wobei ihren unterschiedlichen Rollen in den Verträgen Rechnung zu tragen ist;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>20</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Charles Goerens, Loránt Vincze, Sabine Verheyen, Nikolas Farantouris, Gabriele Bischoff</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 8 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	8a.	betont ferner, dass es nationalen Stiftungen, bei denen es sich nicht um politische Stiftungen handelt, gemäß der Verordnung nicht untersagt ist, Mitglied zu werden und einen Mitgliedsbeitrag an europäische politische Stiftungen zu zahlen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>21</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Charles Goerens, Loránt Vincze, Sabine Verheyen, Nikolas Farantouris, Reinier Van Lanschot, Gabriele Bischoff</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 8 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	8b.	ist der Ansicht, dass Artikel 25 der geltenden Verordnung präzisiert werden könnte, um ausdrücklich zu bestätigen, dass Mitgliedsorganisationen für ihre Beteiligung an Tätigkeiten, die von einer europäischen politischen Stiftung organisiert werden, Teilnahmegebühren in Rechnung gestellt werden können;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>22</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Charles Goerens, Loránt Vincze, Sabine Verheyen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Absatz 9 – Unterabsatz 1 (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	betont, dass europäische politische Stiftungen im Rahmen der Diversifizierung ihrer Eigenmittel Spenden von natürlichen oder juristischen Personen von bis zu 18 000 EUR pro Jahr und Spender annehmen dürfen; ist der Ansicht, dass die Obergrenze für diese Spenden auf 30 000 EUR angehoben werden kann;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>23</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Juan Carlos Girauta Vidal, Marieke Ehlers, Jean-Paul Garraud, Alexandre Varaut, Ernő Schaller-Baross</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 9 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	9a.	betont, dass bestimmte nichtstaatliche Organisationen, die von der Europäischen Union finanziert werden, im Hinblick auf Zuweisung von Mitteln, Transparenz und Kontrolle nicht an vergleichbaren Standards, die für europäische politische Stiftungen gelten, gemessen werden, wodurch bei der Anwendung der Grundsätze der Aufsicht und der Rechenschaftspflicht ein Doppelstandard entsteht; stellt fest, dass diese Asymmetrie – sowohl bei der Kontrolle als auch der Finanzierung – das Gleichgewicht zwischen Akteuren in der öffentlichen Debatte verzerrt und die Rolle europäischer politischer Stiftungen schwächt, und fordert daher einheitliche, verhältnismäßige und transparente Kriterien bei der Aufsicht und Finanzierung aller durch EU-Mittel begünstigten Einrichtungen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>24</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Patryk Jaki</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 9 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	9a.	stellt fest, dass es dringend und unbedingt erforderlich ist, eine klare Frist für den Abschluss der Dossiers politischer Stiftungen festzulegen, was in jedem Fall spätestens Ende Dezember des auf das geprüfte Finanzhilfejahr folgenden Jahres sein sollte;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>25</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Patryk Jaki</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 9 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	9b.	betont, dass Unklarheiten, Unsicherheiten und Unstimmigkeiten in Bezug auf Begriffe und Terminologie verringert werden müssen, und fordert mehr Klarheit und Rechtssicherheit, insbesondere in neu eingeführten Bestimmungen, einschließlich der Bestimmungen über die ausgewogene Vertretung von Frauen und Männern, die den Rahmen weiter verkomplizieren und zusätzliche Auslegungsunsicherheit schaffen könnten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>26</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Christine Anderson, Alexander Sell</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 10 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	10a.	fordert die Kommission auf, in Zusammenarbeit mit der Behörde für europäische politische Parteien und europäische politische Stiftungen eine umfassende Bewertung der Verwaltungs- und Befolgungskosten vorzunehmen, die sich aus der Durchführung der Verordnung (EU, Euratom) 2025/2445 ergeben, einschließlich der Berichterstattungs-, Dokumentations-, Prüfungs- und Kontrollanforderungen, die den europäischen politischen Parteien und Stiftungen auferlegt wurden, sowie des entsprechenden Verwaltungsaufwands für die Aufsichtsbehörden; betont, dass diese Anforderungen mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit im Einklang stehen müssen und eine effiziente Nutzung der Ressourcen der Union sichergestellt sein muss;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>27</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Reinier Van Lanschot, Nikolas Farantouris</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 10 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	10a.	schlägt die Einrichtung eines einzigen, online verfügbaren Melde- und Offenlegungssystems vor, um für ein angemessenes Maß an Transparenz für die Bürgerinnen und Bürger zu sorgen, die Überwachung der Einhaltung der Vorschriften zu verbessern und den Verwaltungs- und Regelungsaufwand für die meldenden Rechtsträger zu verringern;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>28</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Patryk Jaki</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 10 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	10a.	bedauert, die Streichung der Verfügbarkeit von Korrekturmaßnahmen als Instrument für die Behörde, mit dem ein stabilerer Rechts- und Finanzrahmen sichergestellt und der Aufbau von Vertrauen und einer guten Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Interessenträgern ermöglicht wird;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>29</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Gheorghe Piperea</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 10 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	10a.	fordert die Behörde auf, öffentliche Mittel, die europäischen Parteien und Stiftungen zugewiesen werden, auf zentralisierte und zugängliche Weise offenzulegen, und zwar in gleicher Weise wie auch Daten über Spenden und Zuwendungen veröffentlicht werden;


Or. <Original>{RO}ro</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>30</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Christine Anderson, Alexander Sell</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 10 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	10b.	weist darauf hin, dass die Präsidentin der Kommission Ende 2023 damit begonnen hat, „Vereinfachung“ als eigenständiges politisches Thema voranzubringen und am 29. November 2023 eine Rede speziell zur Vereinfachung der Rechtsvorschriften gehalten hat1a; weist erneut auf die Zusage der Kommission hin, die Rechtsvorschriften zu vereinfachen und unnötigen Verwaltungsaufwand zu verringern, was insbesondere in ihrer Agenda für bessere Rechtsetzung dargelegt wird; fordert die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass die Durchführung der Verordnung voll und ganz mit diesen Zielen im Einklang steht;

	
	_________________

	
	1a https://ec.europa.eu/commission/presscorner/api/files/document/print/en/speech_23_6183/SPEECH_23_6183_EN.pdf.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>31</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Christine Anderson, Alexander Sell</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 10 c (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	10c.	fordert die Kommission ferner auf, insbesondere die Verwaltungs- und Befolgungskosten im Zusammenhang mit der Bearbeitung und Prüfung von finanziellen Zuwendungen von geringem Wert und der entsprechenden Berichterstattung zu bewerten; betont, dass diese Kosten in einem angemessenen Verhältnis zu den betreffenden Beträgen stehen und nicht zu Verwaltungskosten führen sollten, die in keinem Verhältnis zum Wert der betreffenden Zuwendungen stehen oder diesen gar übersteigen; fordert die Kommission auf, die Einführung geeigneter De-minimis-Schwellenwerte oder vereinfachter Verfahren für Zuwendungen von geringem Wert unter Wahrung von Transparenz und Rechenschaftspflicht in Betracht zu ziehen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>32</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Charles Goerens, Loránt Vincze, Sabine Verheyen, Reinier Van Lanschot, Gabriele Bischoff</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 12 – Teil 1 (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	fordert die Kommission auf, zu prüfen, ob es nationale Regelungs- oder Politikrahmen gibt, durch die Zuwendungen nationaler Einrichtungen, einschließlich politischer Stiftungen, an europäische politische Stiftungen untersagt oder erschwert werden, und die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>33</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Gheorghe Piperea</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 12 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	12a.	fordert die Kommission auf, die Unparteilichkeit bei den Zuweisungen der Mittel für europäische Parteien und Stiftungen streng zu kontrollieren; weist darauf hin, dass diese Mittel unabhängig von der politischen Zugehörigkeit zugewiesen werden müssen, damit im Sinne einer wirklichen europäischen Demokratie die Chancengleichheit bei der Vertretung und die Sichtbarkeit aller Positionen des politischen Spektrums sichergestellt werden;


Or. <Original>{RO}ro</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>34</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Charles Goerens, Loránt Vincze, Sabine Verheyen</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 13</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	13.	fordert die Kommission auf, einen Vorschlag für eine Neufassung der Finanzierungsvorschriften für europäische politische Stiftungen vorzulegen, einschließlich einer Änderung von Artikel 22 Absatz 4 der Verordnung, um die Obergrenze für finanzielle Zuwendungen oder Finanzhilfen aus dem Gesamthaushaltsplan der Union auf 100 % der zuschussfähigen Kosten einer europäischen politischen Stiftung anzuheben;
	13.	fordert die Kommission auf, einen Vorschlag für eine Neufassung der Finanzierungsvorschriften für europäische politische Stiftungen vorzulegen, einschließlich einer Änderung von Artikel 22 Absatz 4 der Verordnung, um die Obergrenze für finanzielle Zuwendungen oder Finanzhilfen aus dem Gesamthaushaltsplan der Union auf 100 % der zuschussfähigen Kosten einer europäischen politischen Stiftung anzuheben; fordert die Kommission ferner auf, in diesen Vorschlag eine Änderung von Artikel 25 aufzunehmen, um Spenden bis zu einem Wert von 30 000 EUR pro Jahr und Spender sowohl für Parteien als auch für Stiftungen zu ermöglichen und so eine größere Flexibilität und Diversifizierung der Finanzierungsquellen sicherzustellen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>35</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Reinier Van Lanschot, Nikolas Farantouris</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 13 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	13a.	empfiehlt eine gerechtere Verteilung der Mittel auf die europäischen politischen Parteien und europäischen politischen Stiftungen; schlägt in diesem Zusammenhang vor, im Verteilungsschlüssel den Anteil, der den begünstigten europäischen politischen Parteien bzw. den begünstigten europäischen politischen Stiftungen zu gleichen Teilen zugewiesen wird, zu erhöhen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>36</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Christine Anderson, Alexander Sell</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 13 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	13a.	betont, dass die Zuweisung und Kontrolle der Unionsmittel für europäische politische Parteien und Stiftungen in Bezug auf politische und ideologische Positionen vollkommen neutral sein und ausschließlich auf transparenten, objektiven und rechtlich festgelegten Kriterien beruhen muss;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>37</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Patryk Jaki</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 13 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	13a.	fordert die Kommission nachdrücklich auf, den Höchstbetrag der Spenden, der derzeit auf 18 000 EUR pro Jahr und Spender begrenzt ist, zu verdoppeln;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>38</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Patryk Jaki</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 13 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	13b.	fordert die Kommission auf, einen Legislativvorschlag für eine Neufassung vorzulegen, mit dem die Möglichkeiten zur Nacherfüllung erweitert werden und die Verfügbarkeit wirksamer Korrekturmechanismen verbessert wird, unter anderem indem die in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe h, Artikel 7 und Artikel 25 Absätze 6 bis 8 eingeführten Änderungen überprüft werden und der bürokratische und administrative Aufwand sowohl für die europäischen politischen Stiftungen als auch für die Behörde verringert wird; fordert ferner die Streichung vager und unzureichend definierter Verweise auf die Achtung der Werte des Artikels 2 EUV, die die Rechtssicherheit schwächen und die Gefahr einer politisierten Auslegung bergen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>39</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Christine Anderson, Alexander Sell</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 13 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	13b.	fordert die Kommission auf, eine vergleichende Bewertung der Transparenz-, Berichterstattungs- und Prüfungspflichten vorzulegen, die für europäische politische Stiftungen und weitere von der Union finanzierte Einrichtungen, darunter nichtstaatliche Organisationen, gelten, und Maßnahmen vorzuschlagen, mit denen kohärente und verhältnismäßige Standards für alle Finanzierungsprogramme sichergestellt werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>40</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Christine Anderson, Alexander Sell</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 13 c (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	13c.	betont, dass die Mittel der Union weder direkt noch indirekt dazu verwendet werden dürfen, Wahlergebnisse zu beeinflussen oder politische Kampagnen auf Unionsebene oder nationaler Ebene zu unterstützen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>41</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Nikolas Farantouris, Reinier Van Lanschot</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 14</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	14.	verpflichtet sich, die Gesamthöhe der EU-Mittel für politische Stiftungen im Rahmen des nächsten mehrjährigen Finanzrahmens für 2028-2034 zu überarbeiten, um für angemessene, beständige und planbare Finanzmittel zu sorgen, um Stiftungen in die Lage zu versetzen, sich an langfristigen Tätigkeiten im Bereich der strategischen Vorausschau und des Kapazitätsaufbaus zu beteiligen und um hohe Standards in Bezug auf Transparenz, Rechenschaftspflicht und Unabhängigkeit aufrechtzuerhalten, sowie sicherzustellen, dass ein angemessenes Verhältnis zwischen den Verpflichtungen zur Einhaltung der Vorschriften und den verfügbaren Mitteln besteht;
	14.	verpflichtet sich, die Gesamthöhe der EU-Mittel für politische Stiftungen im Rahmen des nächsten mehrjährigen Finanzrahmens für 2028-2034 anzuheben, um für angemessene, beständige und planbare Finanzmittel zu sorgen, um Stiftungen in die Lage zu versetzen, sich an langfristigen Tätigkeiten im Bereich der strategischen Vorausschau und des Kapazitätsaufbaus zu beteiligen und um hohe Standards in Bezug auf Transparenz, Rechenschaftspflicht und Unabhängigkeit aufrechtzuerhalten, sowie sicherzustellen, dass ein angemessenes Verhältnis zwischen den Verpflichtungen zur Einhaltung der Vorschriften und den verfügbaren Mitteln besteht;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>42</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Patryk Jaki</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 14 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	14a.	verurteilt die zunehmende Politisierung des Rahmens für europäische politische Parteien und Stiftungen, wodurch das Vertrauen in seine unparteiische Anwendung untergraben werden könnte; bedauert, dass in Ermangelung klarer, objektiver und durch Rechtssicherheit gekennzeichneter Kriterien für die Bewertung mutmaßlicher Verstöße auf vage und unzureichend definierte Begriffe im Zusammenhang mit der Achtung der Werte des Artikels 2 EUV zurückgegriffen wird; betont, dass solche Bewertungen ohne eine genaue Definition dessen, was eine offensichtliche und schwerwiegende Verletzung der in Artikel 2 EUV genannten Werte darstellt, von Natur aus unterschiedliche Auslegungen zulassen und daher willkürlich oder mit einer politischen Motivation verwendet werden können; weist warnend darauf hin, dass dies ein erhebliches Risiko einer unzulässigen Einflussnahme auf politische Akteure birgt und den politischen Pluralismus beeinträchtigen könnte; fordert die Kommission auf, für die uneingeschränkte Achtung der Grundsätze der Rechtssicherheit, der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit zu sorgen und jegliche Einmischung außerhalb der Verträge in die interne Politik der Mitgliedstaaten zu unterlassen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>43</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>François-Xavier Bellamy</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 14 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	
	14a.	fordert die Kommission auf, in Betracht zu ziehen, geeignete Transparenzanforderungen, insbesondere in Bezug auf die Offenlegung von Finanzierungsquellen, auf Organisationen auszuweiten, die Unionsmittel erhalten oder sich an der Politikgestaltung der EU beteiligen, einschließlich nichtstaatlicher Organisationen, die Tätigkeiten ausüben, die mit denen europäischer politischer Stiftungen vergleichbar sind, aber nicht der Aufsicht durch die Behörde für europäische politische Parteien und europäische politische Stiftungen unterliegen; betont, dass ein kohärenter und verhältnismäßiger Rahmen erforderlich ist, um die Rückverfolgbarkeit der Mittel sicherzustellen, den Missbrauch öffentlicher Mittel zu verhindern und das Vertrauen in die Governance der Union zu stärken;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>44</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Christine Anderson, Alexander Sell</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 15</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	15.	kommt zu dem Schluss, dass die Bereitstellung angemessener Finanzmittel für europäische politische Stiftungen eine strategische Investition in die demokratische Resilienz und die langfristigen Governance-Kapazitäten der EU darstellt;
	15.	kommt zu dem Schluss, dass die Bereitstellung angemessener Finanzmittel für europäische politische Stiftungen zur demokratischen Debatte in der EU beiträgt;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
</RepeatBlock-Amend>
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